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Geſetz⸗Sammlung 
fuͤr die 


Königlichen Preußiſchen Staaten. 
J ] ]!)d 8 


2 No. 24. F 
R—..—— —— —— 
(No. 1850.) Verordnung, die Abänderung des F. 9. der Kreistags-Ordnung für das Groß⸗ 
5 herzogthum Poſen vom 20. Dezember 1828. betreffend. D. d. den 21. No⸗ 
vember 1837. 5 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, Koͤnig von 
Preußen ꝛc. ꝛc. i 

Wir finden auf den Antrag Unſerer, zum letzten Poſenſchen Provinzial⸗ 
Landtage verſammelt geweſenen getreuen Staͤnde und auf den Vorſchlag Un⸗ 
ſeres Staatsminiſteriums, Uns bewogen, eine Modifikation des $. 9. der Kreis⸗ 
tags⸗Ordnung fuͤr das Großherzogthum Poſen vom 20. Dezember 1828., hin⸗ 
ſichtlich der Qualifikation der ſtaͤdtiſchen Abgeordneten zu den Kreistagen, eintreten 
zu laſſen, und verordnen daher Folgendes: 

1) In denjenigen Staͤdten, in welchen die revidirte Staͤdteordnung eingefuͤhrt 
ift, ſollen kuͤnftig die Magiſtrats⸗Mitglieder und Stadtverordneten, in den 
übrigen Staͤdten aber die Buͤrgermeiſter, auch ohne Grundbeſitz, zu ſtaͤdti⸗ 
ſchen Kreistags⸗Abgeordneten gewaͤhlt werden koͤnnen. 

2) Die Beigeordneten und Mitglieder der Gemeinderaͤthe in den letztbenann⸗ 
ten Staͤdten dagegen, ſollen zwar auch kuͤnftig nur dann, wenn ſie ſtaͤdti⸗ 
ſche Grundbeſitzer find, jedoch ohne Ruͤckſicht auf die Dauer des Beſitzes, 
waͤhlbar ſeyn. 5 

3) Das Vorhandenſeyn der $. 6. vorgeſchriebenen allgemeinen Requiſite bleibt 
hierbei allenthalben vorausgeſetzt. f 

Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedruck⸗ 
tem Koͤniglichen Inſiegel. 5 ö 
Gegeben Berlin, den 21. November 1837. 


Gd. S.) Friedrich Wilhelm. 


Frh. v. Altenſtein. Frh. v. Brenn. v. Kamptz. Muͤhler. v. Rochow. 
v. Nagler. Graf v. Alvensleben. Frh. v. Werther. v. Rauch. 


(No. 1850-1851.) Jahrgang 1837. Mm (No. 1851.) 


(Ausgegeben zu Berlin den 30. Dezember 1837.) 
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(No. 1851.) Allerhöchſte Kabinetsorder vom 23. November 1837., betreffend die Abänderung 
des $. 1384. Tit. 8. Theil II. des Allgemeinen Landrechts wegen Beſtra— 
fung des Ueberſchreitens der geſetzlichen Mäklergebühren. 


Un die abweichenden Beſtimmungen zu berichtigen, die wegen Beſtrafung des 
Ueberſchreitens der geſetzlichen Maͤklergebuͤhren im $. 1384. Tit. 8. und in den 
K. 1286. und 1287. Tit. 20. Theil II. des Allgemeinen Landrechts enthalten 
ſind, aͤndere Ich auf den Bericht der Miniſter der Juſtiz und der Handels⸗ 
Angelegenheiten den $. 1384. Tit. 8. Theil II. dahin ab: Ein oͤffentlicher Maͤk⸗ 
ler, der an Maͤklerlohn mehr, als die erlaubten Saͤtze fordert oder annimmt, 
wird nach den Vorſchriften der $$. 1286. und 1287. Tit. 20. Theil II. beſtraft. 
Das Staatsminiſterium hat dieſen Befehl durch die Geſetzſammlung zur oͤffent⸗ 
lichen Kenntniß zu bringen. 


Berlin, den 23. November 1837. 


Friedrich Wilhelm. 
An a 


das Staatsminiſterium. 
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(No. 1852.) Verordnung über die Subhaffation der Gui von geringerem Werthe— 
Vom 2. Dezember 1837. 


Wir Friedrich Wilhelm, 
Preußen ꝛc. ꝛc. 


Zur Verminderung der Subhaſtationskoſten bei Grundſtuͤcken von gerin⸗ 
gerem Werthe verordnen Wir, mit Abaͤnderung des $. 8. der Verordnung vom 
4. Maͤrz 1834. uͤber den Subhaſtatihns⸗ und Kaufgelder⸗Liquidations⸗Prozeß, 
für diejenigen Provinzen Unſerer Monarchie, in denen die Allgemeine Gerichts⸗ 
Ordnung Geſetzeskraft hat, auf den Antrag Unſerer Juſtizminiſter und nach er⸗ 
fordertem Gutachten einer aus Mitgliedern des Stagatsraths ernannten Roms 
miſſion, was folgt: 


von Gottes Gnaden, Koͤnig von 


$. 

Bei Grundſtuͤcken bis zum Taxnzerth von 50 Thalern einſchließlich, fol 
das Subhaſtations⸗Patent nicht durch daß Intelligenzblatt und den Anzeiger des 
Regierungs-Amtsblatts, ſondern nur durch Aushang an der Gerichtsſtelle und 
an der ſonſt zu offentlichen Bekanntmachungen beſtimmten Stelle in der Orts⸗ 
Gemeinde, in welcher das Grundſtuͤck 
werden. 


5 §. 2. 

Bei Grundſtuͤcken im Taxwerth uͤbek 50 bis 500 Thaler einſchließlich ge⸗ 

nuͤgt, außer dem im F. 1. verordneten Aushange, die einmalige Einruͤckung 
des Subhaſtations⸗Patents in den Anzeiger des Regierungs⸗Amtsblatts und in 
das Intelligenzblatt, ſofern ein ſolches in dem betreffenden Regierungsbezirke 
erſcheint. 9.3 


Sollte in den vorſtehenden Faͤllen eind größere Publizitaͤt von dem Ges 
richte fuͤr angemeſſen erachtet werden, ſo iſt die Bekanntmachung des anberaum⸗ 
ten Bietungstermins, wo es herkoͤmmlich iſt, durch oͤffentlichen Ausruf, und wenn 
ein Haus verkauft werden ſoll, durch Anſchlag an demſelben zu veranlaſſen. 

Auch bleibt es in allen Faͤllen den Betheiligten unbenommen, auf ihre 
Koſten noch jede andere Art der Bekanntmachung in Antrag zu bringen. 

4 


Als weſentliche Foͤrmlichkeiten, deren Verletzung den Widerruf des oͤffent⸗ 
lichen Verkaufs begründet ($. 348. No. 2. und 5. u. f. f. Tit. II. Theil J. des 
Allgemeinen Landrechts), find nur anzufehen: in dem Falle des $. I., der dort 
erwaͤhnte Aushang, wobei es jedoch lediglich auf den Bericht des Gerichtsboten 
über die erfolgte Anheftung ankommt, und in dem Falle des $. 2, außer jenem 
Aushange, die Einruͤckung in den Anzeiger des Regierungs⸗Amtsblatts. Die 
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, unterlaſſung jeder anderen Art der Bekanntmachung unterliegt nur einer Dis⸗ 
P jziplinar⸗Ruͤge. | 


85. N 

Die vorſtehend vorgeſchriebenen Foͤrmlichkeiten der Bekanntmachung ge⸗ 
nuͤgen auch für den Fall, wenn mit de Subhaſtation ein Aufgebot unbekannter 
Realpraͤtendenten ($. 7. der Verordnung vom 4. Maͤrz 1834.) verbunden wird. 
Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und unter Bei⸗ 
druͤckung Unſeres Koͤniglichen Inſiegels. 
Gegeben Berlin, den 2. Dezember 1837. 


(L. S.) Friedrich Wilhelm. 
v. Muͤffling. v. Kamptz. Muͤhler. 
Beglaubigt 8 
Für den Staatsſekretär: 
Duͤesberg. 
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(No. 1853.) Allerhöchſte Kabinetsorder vom 11. Dezember 1837., wegen Beſtimmung eines 
Präkluſiv⸗Termins für die Einlieferung der noch im Umlauf befindlichen 
geſtempelten Bankſcheine der ritterſchaftlichen Privatbank in Pommern 
a 5 Thaler und deren Umtauſch gegen neue Kaſſen-Anweiſungen. 


Nachdem durch Meine an die Hauptverwaltung der Staatsſchulden erlaſſene 
Order vom 5. Dezember 1836. (Geſetzſammlung Seite 318.) unter andern auch 
angeordnet worden, daß die im Umlauf befindlichen geſtempelten Bankſcheine der 
ritterſchaftlichen Privatbank in Pommern à 5 Thaler zum Geſammtbetrage von 
500,000 Thaler durch eine gleiche Summe in neuen Kaffen = Anmweifungen 
à 5 Thaler erſetzt werden follen, und ſeitdem mit der Einziehung und dem Um⸗ 
tauſch jener Bankſcheine durch die General-Staatskaſſe vorgegangen iſt, ſolche 
aber noch nicht vollſtaͤndig eingeliefert ſind, ſo veranlaſſe Ich Sie, den Finanz⸗ 
Miniſter, das Publikum zur Einlieferung und zum Umtauſch derſelben, durch 
zweimalige Bekanntmachungen, welche in angemeſſenen Zeitraͤumen in den von 
Ihnen zu beſtimmenden oͤffentlichen Blättern abzudrucken ſind, aufzufordern. 
Zugleich ermaͤchtige Ich Sie, diejenigen Inhaber der gedachten Bankſcheine, die 
ſich ſechs Wochen nach der letzten Bekanntmachung der Aufforderung zum Um⸗ 
tauſch nicht gemeldet haben, Behufs deſſelben zu einem Praͤkluſiv⸗Termin unter 
der Verwarnung und mit der Wirkung vorzuladen, daß mit Ablauf dieſes 
Termins alle Anſpruͤche an den Staat und an die ritterſchaftliche Privatbank 
in Pommern aus den gedachten Bankſcheinen erloͤſchen. Der Praͤkluſiv⸗Termin 
muß auf mindeſtens ſechs Monate, von der erſten Bekanntmachung deſſelben an 
gerechnet, hinausgeſetzt und durch die Amtsblaͤtter der Regierungen in den Pro⸗ 
vinzen Brandenburg und Pommern, fo wie durch die Provinzial Zeitungen, 
welche Sie, der Finanzminiſter, auszuwaͤhlen haben, zur oͤffentlichen Kenntniß 
gebracht werden. Anmeldungen zum Schutze gegen dieſe Praͤkluſion finden das 
bei nicht Statt, dergeſtalt, daß unmittelbar nach dem Ablauf des Praͤkluſiv⸗ 
Termins gegen diejenigen, welche ſich in demſelben zum Austauſche nicht gemel⸗ 
det haben, mit der Praͤkluſion zu verfahren iſt, und alle alsdann noch nicht ein⸗ 
gelieferte Bankſcheine der ritterſchaftlichen Privatbank in Pommern werthlos, 
und wo ſie etwa noch zum Vorſchein kommen, anzuhalten und an die Haupt⸗ 
Verwaltung der Staatsſchulden abzuliefern ſind. Die umgetauſchten Bank⸗ 
Scheine, ſo wie die zu deren Fabrikation benutzten Utenſilien werden uͤbrigens 
an die Hauptverwaltung der Staatsſchulden abgeliefert und von derſelben dem⸗ 
naͤchſt an die Kommiſſion zur Vernichtung der dazu beſtimmten Staatspapiere 
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zur Verbrennung uͤberwieſen. Gegenwaͤrtige Order il in die Seferfammlung 
aufzunehmen. 


Berlin den 11. Dezember 1837. 


Friedrich Wilhelm. 
An 
ben Staats⸗ und Faker Grafen v. Alvensleben und die 
Hauptverwaltung der Stgatsſchulden. i 
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(No. 1854.) Allerhöchſte Kabinetsorder vom 21. Dezember 1837., wegen Konvertirung und 
Einlöſung der Oſtpreußiſchen Pfandbriefe. 


Auf Ihren Bericht vom 27. v. M. genehmige Ich den Beſchluß des General 
Landtages der Oſtpreußiſchen Landſchaft vom 31. Maͤrz 1835., durch welchen 
die im $. 12. des Oſtpreußiſchen Landſchafts-Reglements vom 24. Dezember 1808. 
mit dem Vorbehalte des Widerrufs feſtgeſetzte Unabloͤslichkeit der Oſtpreußiſchen 
Pfandbriefe unter Herſtellung der urſpruͤnglichen Einrichtung des dortigen Kredit⸗ 
Syſtems aufgehoben worden iſt. Die Oſtpreußiſche Landſchaft iſt daher befugt, 
vom Johannis⸗Termin 1838. an ihre Pfandbriefe gegen Baarzahlung nach dem 
Nominalwerth von den Inhabern derſelben auf vorgaͤngige halbjaͤhrige Kuͤndi⸗ 
gung einzuloͤſen. Wenn bei dieſer Einloͤſung die noch zu realiſirenden Koupons 
nicht zugleich mit dem Pfandbriefe ausgeliefert worden, ſo bringt die Landſchaft 
den Betrag derſelben vom Pfandbriefs-Kapital in Abzug, um ihn bis zur Praͤ⸗ 
ſentation der Koupons einzubehalten. Wegen Einziehung der Pfandbriefe und 
Koupons auf dem Wege des Umtauſches bleibt Meine Beſtimmung vom 8. Au⸗ 
guſt 1816. (Geſetzſammlung No. 385.) in Kraft. Was hiernaͤchſt den Plan 
der Oſtpreußiſchen Landſchaft betrifft, die Zinſen ihrer 4prozentigen Pfandbriefe 
auf drei und ein halb Prozent herabzuſetzen, ſo ermaͤchtige Ich dieſelbe, nach 
Ihrem Antrage, 

1) ſowohl die bereits ausgefertigten Pfandbriefe nach deren Einloͤſung oder 
auf den Grund ihrer Vereinigung mit den Inhabern demgemaͤß abzuaͤn⸗ 
dern, als auch die ferner auszufertigenden Pfandbriefe zu 35 Prozent zins⸗ 
bar auszugeben. Ich genehmige i 

2) daß dieſe konvertirten Oſtpreußiſchen Pfandbriefe zwar von der Landſchaft 
den Inhabern, aber nicht von den Inhabern der Landſchaft aufgekuͤndigt 
werden dürfen. Dagegen bleibt den Inhabern dieſer 31 prozentigen Pfand⸗ 
briefe überlaffen, im Falle die aus denſelben zu empfangende Rente nicht 
puͤnktlich bezahlt wird, den rechtlichen Anſpruch auf dieſelbe nach den Vor⸗ 
ſchriften des Landſchafts⸗Reglements und der Landesgeſetze geltend zu machen. 

3) Die Konvertirung geſchieht durch folgenden, auf die Pfandbriefe zu ſtem⸗ 
pelnden Vermerk: 

„Dieſer Pfandbrief traͤgt drei und ein halbes Prozent Zinſen und kann 
von dem Inhaber nicht gekuͤndigt werden;“ s 
wonäͤchſt fie unter Vernichtung der noch nicht fälligen Aprozentigen Zins⸗ 
Koupons mit 31 prozentigen Koupons verſehen werden, bei deren Aus ffer⸗ 
tigung dafür zu ſorgen iſt, daß fie ſich auch aͤußerlich in die Augen fallend 
von den Aprozentigen Koupons unterſcheiden. 
4) Der Landſchaft bleibt es uͤberlaſſen, die Einloͤſung ihrer Aprozentigen 
(No. 1854.) fand- 
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Pfandbriefe Behufs deren Konvertirung entweder durch Ankauf an der 
Boͤrſe oder in Folge der Kuͤndigung durch Zahlung des Nominalwerthes, 
je nach ihren Mitteln, zu bewirken. Welche Pfandbriefe Behufs der 
Konvertirung zunaͤchſt zu kuͤndigen ſind, wird fuͤr jeden Termin durch das 
Loos ermittelt. Es ſteht in der Wahl des Empfangsberechtigten, ob er 
die Zahlung in Koͤnigsberg oder bei irgend einer Departements⸗Landſchafts⸗ 


x Kaſſe erheben will. Waͤhlt er jedoch das Letztere, fo muß er feinen Ent⸗ 
ſchluß zeitig vor dem Zahlungs⸗Termine der General⸗Landſchafts⸗Direktion 
anzeigen. 


5) Die Landſchaft bleibt, nach wie vor, verpflichtet, die von den Inhabern 
nicht konvertirter Pfandbriefe ausgehenden Kuͤndigungen, nach Inhalt 
Meiner Order vom 13. September 1832. (Geſetzſammlung No. 1391.) 
bis zum Betrage der halbjaͤhrigen Einnahme des eben danach feſtgeſetzten 
Tilgungsfonds von 4 Prozent anzunehmen. 

5 Der ganz oder theilweiſe durchgefuͤhrten Konvertirung ungeachtet bleiben 

ii Ein. ge, me ee, i,. die Pfandbriefsſchuldner verpflichtet, die Zins-Amortifations> und Admini⸗ 

10 ſtrations⸗Koſtenbeitraͤge mit 4 Prozent unverkuͤrzt zu zahlen. Das naͤm⸗ 

liche gilt von den fernerhin neu zu bewilligenden Pfandbriefen. 
Sie haben hiernach die Oſtpreußiſche Landſchaft mit Anweiſung zu ver⸗ 
ſehen und dieſe Order durch die Geſezſammlung bekannt zu machen. 
Berlin, den 21. Dezember 1837. 


5 Friedrich Wilhelm. 
n - 
den Staatsminiſter Sch. v. Brenn. 


Sefeg-Sammlund 


ßiſchen 


K 


\f 


C 


Sl HEUO AN0I09 


die Ve 


r bis zum 21 ſen 
us dem Jahre 


Grey Scale #13 


bis Nr. 1854.) 


. Nr. 


i n, 
gs⸗Debits⸗ und 


zu habe 


Ritgliedern baar e 
Beſchlußnahme 
7 7 
ng gewaͤhlt, ſo er 
n der Genpffenfd 


K 


NY 


O 


ſen Zinſen ſollen 
timmte oder noch 


EL# neu moo 


Grey Scale #13 


allerunterthaͤnigſt 


tun pporation beizulege 


). 10. 


u Duͤſſeldorf, od 
ſoll fuͤr alle A 


